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Gemeinwohl stärken – Lobbytransparenz schaffen! 
 

 

Berlin, 23. August 2021.  

Demokratie lebt vom Vertrauen der Menschen: Ver-

trauen in die Integrität ihrer politischen Vertreter:innen, 

Vertrauen in faire Beteiligungs- und Entscheidungsverfah-

ren, die den Ausgleich von Interessen und das Gemeinwohl 

zum Ziel haben. In den vergangenen Monaten und Jahren 

hat dieses Vertrauen stark gelitten. Bei Geschäften mit 

Schutzmasken haben Abgeordnete ihre Stellung miss-

braucht, um sich persönlich zu bereichern. Weitere Parla-

mentarier:innen haben Lobbyarbeit für Unternehmen be-

trieben oder stehen im Verdacht, gegen Bezahlung die Inte-

ressen der autokratischen Regierung Aserbaidschans vertre-

ten zu haben. Diese Vorfälle mitten in einer weltweiten 

Krise haben das Ansehen des Parlaments und der Politik 

insgesamt schwer beschädigt. 

Dieses Ansehen war bereits zuvor auf einem Tiefpunkt – 

aufgrund zahlreicher Skandale, denen ebenfalls eine über-

große Nähe der Politik zu finanzstarken Interessen zu-

grunde lag. Der Cum-Ex-Skandal, der Diesel-Skandal, die 

Wirecard-Pleite oder die Berater-Affäre im Verteidigungs-

ministerium haben gezeigt: Konzerne und ihre Verbände 

genießen privilegierte Zugänge zur Politik und setzen so ihre 

Interessen oft zu Lasten der Allgemeinheit, der Umwelt o-

der kleiner Unternehmen durch. Die Politik bezieht solche 

benachteiligten Interessen nicht ausreichend ein. Dies wäre 

aber notwendig, um das Gemeinwohl hinreichend zur Gel-

tung zu bringen. Bei dieser wichtigen Aufgabe darf Politik 

nicht versagen. 

 

Um eine solche Schieflage künftig zu verhindern gilt es, ver-

bindliche Transparenz und weitere Voraussetzungen für ei-

nen fairen Interessenausgleich zu schaffen. Sie sind notwen-

diger als je zuvor, denn die Klimakrise und die Folgen der 

Corona-Pandemie stellen gesamtgesellschaftliche Heraus-

forderungen von bisher ungekannter Tragweite dar. Die Po-

litik wird ihrer Verantwortung nicht gerecht werden, wenn 

sie kein starkes Rückgrat gegenüber den wirtschaftlich 

Mächtigen entwickelt. Sie muss Transparenz, Unabhängig-

keit und eine stärkere Beteiligung der bisher benachteiligten 

Interessen als nützlichen und wertvollen Beitrag begreifen, 

ohne die sie ihre Aufgaben nicht bewältigen kann. Nur dann 

wird sie sich im Kräftemessen mit Konzernen durchsetzen, 

enttäuschte Bürger:innen zurückgewinnen und die Demo-

kratie wirkungsvoll stärken  können. 

In den letzten Monaten wurden erste Fortschritte erzielt: 

Der Bundestag hat die Einrichtung eines verpflichtenden 

Lobbyregisters sowie strengere Regeln für Abgeordnete be-

schlossen. Das begrüßen wir. Doch diese Maßnahmen rei-

chen nicht aus, um einseitige Lobbymacht zu verhindern 

und das Vertrauen in eine gemeinwohlorientierte Politik 

wiederherzustellen. 

Wir brauchen eine politische Kultur, in der alle Teile der 

Gesellschaft gehört werden und in der Integrität, Unabhän-

gigkeit und Transparenz von Politik und Verwaltung selbst-

verständlich sind. Dazu müssen Lobbyeinflüsse ganz konk-

ret transparent gemacht und die Möglichkeiten finanzieller 

Einflussnahme deutlich begrenzt werden.  

 

Als zentrale Maßnahmen fordern wir deshalb: 

 

1. Einflussnahme transparent machen: Lobby-Fußspur für alle Gesetze  

Die Ministerien sollen verpflichtet werden, alle Lobby-Einflussnahmen zu dokumentieren, die bei der Erarbeitung von 

Gesetzentwürfen stattfinden. Diese Dokumentation soll jedem Gesetzentwurf  beigefügt werden, der ins Parlament 

eingebracht wird. Eine aufgeklärte öffentliche Debatte und parlamentarische Entscheidung ist nur in Kenntnis des Lobby-

Kontexts möglich. 

 

2. Parteienfinanzierung reformieren: Gleiche Einflusschancen aller Bürger:innen 
In einer Demokratie müssen alle Bürger:innen gleichermaßen mitbestimmen können. Dieses Prinzip wird durch sechs- oder 

siebenstellige Großspenden an Parteien und zu lasche Transparenzregeln bisher ausgehebelt. Parteispenden und 

Parteisponsoring müssen begrenzt werden. Die Offenlegungsschwellen für Spenden müssen drastisch gesenkt, 

Schlupflöcher wie beim Parteisponsoring geschlossen und anonyme Wahlkampffinanzierung unterbunden werden. 
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3. Schritte zur ausgewogenen Einbindung von Interessen: Lobbykontakte offenlegen 

Exklusiv-Veranstaltungen der Bundesregierung mit Industrie-Lobbyist:innen wie der „Autogipfel“ müssen endgültig der 

Vergangenheit angehören. Zivilgesellschaft und Wissenschaft müssen mit am Tisch sitzen, wenn es um wichtige 

Zukunftsfragen unserer Gesellschaft geht. Mitglieder der Bundesregierung müssen verpflichtet werden, ihre Lobbykontakte 

offenzulegen, so wie es für EU-Kommissare bereits Standard ist. Die politisch aktive Zivilgesellschaft muss durch ein 

modernes Gemeinnützigkeitsrecht gestärkt werden. 

 

Die zukünftigen Regierungspartner fordern wir auf, diese Forderungen in ihren Koalitionsvertrag aufzunehmen. 
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